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1.13eiblatt Beibla.tt zur ParlatnentskonesEondenz 17.Feber 1956 
. $ . 

J92LA.B, 
zu 422/ JA n fra g e ',e a n t w 0 r t, u n g 

, ' I 
Auf die Anfra~e der Abg~ Dr. P fe 1 t e r und Genossen vom 

l8.Jänner 1955, betreffend die Aufwertung der in § 102 dea Einkommensteuer­

gesetzes festgelegten Pauschbeträße, teilt Bundesminister für ~nzen 
Dr. Ka mi,t zmit: 

Körperbehinderte Arbei t,nehmer haben genau sO wie andere Arbei tnehmer 

4Aßpruch auf einen Pauschbetrag für Werbungskosten gemäse § 51 Einkommen­

s~~ergesetz 1953 in der jeweils geltenden Fassung; dieser Pausch~etrag, de~ 
von den steuarpfiichtigen Bezügen abgerechnet wird, beträgt gegenwärtig 

2.'64 S jährlich. Neben diesem a.l1ge~e1nen Pausc~etrag, der jedem Arbeitnehmer 
zukommt, hat der körperbehinderte Arbeitnehmer gemäss § 102 Einkommensteuer-­

gesetz 1953 einen,weiteren Pauschb,trag für Werbungskosten, der nach dem Grade 

der E!'Werbsminderung a.bgestuft ist,'Da der a.llgemeine Pausl:)hbetrag falilt immer 
dle ta.:tsäch11ehen Werbung~kosten übersteigt, ist der weitere Pauschbetrag 

fUr die Körperbehinderten eine reine Steue:tbeg{instigung, Di!'se Begünstigung 
wurde im Krie~ für jene Arbeitnehm~~ geSChaffen, die auf den Schlachtfeldern 

und in de~ Büstungsbetrieben gesundheitlichen Schaden erlitten haben, Aus deJll 
Vorstehendenerg1bt sich, dass diese Begünstigung, wenn sie schon nicht aufge-

, , 

hebe. werden kann, doch keineswegs erweitert werden darf. Ausserdem steht den 

JC5...,el'beh1ndel'ten nooh ein Freibetrag für ~usserßewöhn11che Belastung zu, auoh 
WeRft ihne~ keine im Sinne des Einkommensteuergesetzes als aussergewöhnlioh 

&ftZusehende Belastung erwächst. 

Dazu kommt noch, dass sieh die in Rede stehende B"egiinstigung sozial 

unsel'echt fi,u,swirkt, weil die Begünstigung umso gröseer Wird, je höher das Einkorn ... 

maR 1st_ DielS zeist sich am Beispiel eine.s körperbehinderten Arbei tnehmel's, der 
zu 50 v.H. erwerbsvermindert ist: bei einem Einkomm~ von 12.000 S ist na eh 

Abzug des ihm zustehenden steuerfraien Betrag~s ein Einkommen von 10.750 S zu 

versteuera, die Steuererspar~s beträgt in der Steuergruppe II' 138 S~ Wenn 

jedooh der.elb,e körperbehinderte Arbeitnehmer ein ~inkommel\ von 24.000 S er­

zielt" da.s nacl'1 Abzug des ihm zustehende~ Freibetrages mit 22.750 S der Ver­
steu.runa &U unterziehen Wäre, beträgt die SteU8l'8rSparnis bereits 285 S, also 
mehr als das Doppelte dessen, was sieh der Bezieher des ni~drigeren Einkommens 

e2:spart. Es 1st aber unbestritten .. dass ger"da Steuerpflichtige mit einem 
kleineren Einkommen eher einer Entlastung bedürftig wären. Auch diese sozial 
ungerechten Auswirkungen des. Freibetrages für Körperbehi~der~ sprechen nicht 
für eifte Erh6huns dieser Frei"tl'äge. 
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· 2.Bei blatt Beiblatt zur Parlamentskorr~sponden!· 17. Feber 1956 

Di'e Gründe der Gewährung von Freibeträ.gen sind im übrigen eine,raei ts 

bei ICörperbehinderten, anderseits bei Inhabern von Amtsbescheinigungen und 

Opferausweisen rechtlich verschieden. 

Während bei der einen Personengruppe (§ 102 EStG1953) erhöhte Wer- . 
bungskosten und aussergewöhnliche Belastungen, also angebliche oder tatsäoh­

liche ge~nwäl'tige Ausgaben, durch die vorgesehenen Pauschbeträge abgegolten 
werden sollen, $011 der Freibetrag nach § 101 EiftkoBm8ftsteuergesetz 1953 

bei Inhabern Von Amtsbeseheinigungen und Opf~rauSReisen ein gewiJses Äquiva­

~ent für die früher infolge der politischen Verfolgung erlittenen wirtschaft­

lichen Schäden und Leiden bieten. Bei der verschiedenen rechtlichen Begründung 

kann eine Aufwwrtung der Beträge in § 102 Einkommensteuergesetz 1953 umso­
weniger in Erwägung gezogen werden, als feststeht, dass die derzeit in § 102 
Einkommensteuergesetz 1953 ausgewiesenen Beträge im allgemeinen mangels 

entsprechender Aufwendungen ihrer rechtlichen Grundlage entbehren. Sollte 

im Einzelfall bei Körperbehinderten ein hl:Sherer Aufwand, als duroh die Pausoh­

bet:rige bereits zugestanden, anfallen, dann wird dieser auf Antrag gemäss 

Äelt einschlä,8igen gesetzliohen Bestimmungen berUckeicht1gt • 

... -.- ..... -.-.-
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